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Allgemeines Verwaltungsrecht und Verwaltungskostenrecht
Lernfeld 2: Widerspruchsverfahren
Lernziel 2.1: Abhilfebescheid oder Vorlageschreiben

Lernziel laut Stoffgliederungsplan

Der Teilnehmer soll ein Widerspruchsverfahren durchführen und mit einem Abhilfebescheid abschließen oder mit einem Vorlageschreiben an die Widerspruchsbehörde fortsetzen können. Das erfordert umfassende Kenntnisse über den Sinn, Zweck und den Ablauf des Widerspruchsverfahrens (s.u. A.), umfassende Kenntnisse über die Erfolgsaussichten eines Widerspruchs (s.u. B.), umfassende Kenntnisse in der Bescheidtechnik beim Abhilfebescheid (s.u. C.) und beim Vorlageschreiben an die Widerspruchsbehörde.

A. Sinn, Stellung und Ablauf des Vorverfahrens

I. Abhilfe durch die Ausgangsbehörde

§ 72 VwGO: Hält die Behörde den Widerspruch für begründet, so hilft sie ihm ab und entscheidet über die Kosten.
II. Abgrenzung zur Rücknahme, Art. 48 BayVwVfG

Art. 50 BayVwVfG: Art. 48 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 bis 4 sowie Art. 49 Abs. 2 bis 3 und 5 gelten nicht, wenn ein begünstigender Verwaltungsakt, der von einem Dritten angefochten  worden ist, während des Vorverfahrens oder während des verwaltungsgerichtlichen Verfahrens aufgehoben wird, soweit dadurch dem Widerspruch oder der Klage abgeholfen wird.

III. Suspensiveffekt

1. Eintritt und Dauer

§ 80 Abs. 1 Satz 1 VwGO: 1Widerspruch und Anfechtungsklage haben aufschiebende Wirkung. 2Das gilt auch bei rechtsgestaltenden und feststellenden Verwaltungsakten sowie bei Verwaltungsakten mit Doppelwirkung (§ 80 a).

§ 80 b Abs. 1 Satz 1 VwGO: Die aufschiebende Wirkung des Widerspruchs und der Anfechtungsklage endet mit der Unanfechtbarkeit oder, wenn die Anfechtungsklage im ersten Rechtszug abgewiesen worden ist, drei Monate nach Ablauf der gesetzlichen Begründungsfrist des gegen die abweisende Entscheidung gegebenen Rechtsmittels.
2. Ausnahmen

§ 80 Abs. 2 Satz 1 VwGO: Die aufschiebende Wirkung entfällt nur

1. bei der Anforderung von öffentlichen Abgaben und Kosten,

2. bei unaufschiebbaren Anordnungen und Maßnahmen von Polizeivollzugsbeamten,

3. in anderen durch Bundesgesetz
 oder für Landesrecht durch Landesgesetz
 vorgeschriebenen Fällen, insbesondere für Widersprüche und Klagen Dritter gegen Verwaltungsakte, die Investitionen oder die Schaffung von Arbeitsplätzen betreffen,

4. in den Fällen, in denen die sofortige Vollziehung im öffentlichen Interesse oder im überwiegenden Interesse eines Beteiligten von der Behörde, die den Verwaltungsakt erlassen oder über den Widerspruch zu entscheiden hat, besonders angeordnet wird.
3. Rechtsschutz

	durch die Behörde
	durch das Gericht

	§ 80 Abs. 4 Satz 1 VwGO: Die Behörde, die den Verwaltungsakt erlassen oder über den Widerspruch zu entscheiden hat, kann in den Fällen des Absatzes 2 die Vollziehung aussetzen, soweit nicht bundesgesetzlich etwas anderes bestimmt ist.
	§ 80 Abs. 5 Satz 1 VwGO: Auf Antrag kann das Gericht der Hauptsache die aufschiebende Wirkung in den Fällen des Absatzes 2 Satz 1 Nr. 1 bis 3 ganz oder teilweise anordnen, im Falle des Absatzes 2 Satz 1 Nr. 4 ganz oder teilweise wiederherstellen.


B. Erfolgsaussichten des Widerspruchs (vgl. Lehmann, S. 125)

I. Zulässigkeit

1. Verwaltungsrechtsweg

§ 40 Abs. 1 VwGO: 1Der Verwaltungsrechtsweg ist in allen öffentlich-rechtlichen Streitigkeiten nicht-verfassungsrechtlicher Art gegeben, soweit die Streitigkeit nicht durch Bundesgesetz einem anderen Gericht ausdrücklich zugewiesen sind. 2Öffentlich-rechtliche Streitigkeiten auf dem Gebiet des Landesrechts können einem anderen Gericht auch durch Landesgesetz zugewiesen werden.
	Zuweisung an

	Verfassungsgerichte
	Ordentliche Gerichte
	Besondere Verwaltungsgerichte

	Verfassungsbeschwerde

zum BVerfG

(Art. 93 Abs. 1 Nr. 4 GG, §§ 13 Nr. 8 a, 90 ff. BVerfGG)
	Rechtsstreit über die Höhe einer Enteignungsentschädigung (Art. 14 Abs. 3 Satz 4 GG) oder einen Aufopferungsanspruch

(§ 40 Abs. 2 Satz 1 VwGO)
	Steuerstreitigkeiten:

Finanzgerichte

(§ 33 FGO,

Art. 5 AGFGO)

	Verfassungsbeschwerde

zum BayVerfGH

(Art. 66, 120 BV,

Art. 2 Nr. 6, 51 ff. VfGHG)
	Antrag auf gerichtliche Entscheidung in Baulandsachen

(§§ 217 ff. BauGB)
	Sozialrechtsstreitigkeiten: Sozialgerichte

(§ 51 SGG)

	
	Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten und Straftaten, §§ 67 f. OWiG
	


2. Statthaftigkeit

	§ 68 VwGO:

	(1) 1Vor Erhebung der Anfechtungsklage sind Rechtmäßigkeit und Zweckmäßigkeit des Verwaltungsakts in einem Vorverfahren nachzuprüfen.
	(2) Für die Verpflichtungsklage gilt Absatz 1 entsprechend, wenn der Antrag auf Vornahme des Verwaltungsakts abgelehnt worden ist.

	(1) 2Einer solchen Nachprüfung bedarf es nicht, wenn ein Gesetz
 dies bestimmt oder wenn

1. der Verwaltungsakt von einer obersten Bundesbehörde oder von einer obersten Landesbehörde erlassen worden ist, außer wenn ein Gesetz die Nachprüfung vorschreibt
, oder

2. der Abhilfebescheid oder der Widerspruchsbescheid erstmalig eine Beschwer enthält.


3. Form und Frist

§ 70 VwGO:

(1) 1Der Widerspruch ist innerhalb eines Monats, nachdem der Verwaltungsakt dem Beschwerten bekanntgegeben worden ist, schriftlich oder zur Niederschrift bei der Behörde zu erheben, die den Verwaltungsakt erlassen hat. 2Die Frist wird auch durch Einlegung bei der Behörde, die den Widerspruchsbescheid zu erlassen hat, gewahrt.

(2) §§ 58 und 60 Abs. 1 bis 4 gelten entsprechend.

§ 58 Abs. 1 VwGO:

Die Frist für ein Rechtsmittel oder einen anderen Rechtsbehelf beginnt nur zu laufen, wenn der Beteiligte über den Rechtsbehelf, die Verwaltungsbehörde oder das Gericht, bei denen der Rechtsbehelf anzubringen ist, den Sitz und die einzuhaltende Frist schriftlich belehrt worden ist.
§ 60 Abs. 1 VwGO: Wenn jemand ohne Verschulden verhindert war, eine gesetzliche Frist einzuhalten, so ist ihm auf Antrag Wiedereinsetzung in den vorigen Stand zu gewähren.
4. Widerspruchsbefugnis (Beschwer)

§ 42 Abs. 2 VwGO: Soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, ist die Klage nur zulässig, wenn der Kläger geltend macht, durch den Verwaltungsakt oder seine Ablehnung oder Unterlassung in seinen Rechten verletzt zu sein.
5. Beteiligungs- und Handlungsfähigkeit, Vertretung

Da die Verwaltungsgerichtsordnung hierfür keine besonderen Vorschriften vorsieht, gelten nach Art. 79 Hs. 2 BayVwVfG die allgemeinen Grundsätze (vgl. Lernfeld 1, Lernziel 1.1, A.II.2.).

II. Begründetheit

1. Recht- und Zweckmäßigkeit

Zur formellen und materiellen Rechtmäßigkeit vgl. das Extra-Skript zum Thema „Rechtmäßigkeit des Verwaltungsakts“, zur Relevanz der Fehler vgl. das Extra-Skript zum Thema „Fehlerhafte Verwaltungsakte“.

2. Rechtsverletzung des Widerspruchsführers

	„Anfechtungswiderspruch“
	„Verpflichtungswiderspruch“

	§ 113 Abs. 1 Satz 1 VwGO:
	§ 113 Abs. 5 Satz 1 VwGO:

	Soweit der Verwaltungsakt rechtswidrig und der Kläger dadurch in seinen Rechten verletzt ist, hebt das Gericht den Verwaltungsakt und den etwaigen Widerspruchsbescheid auf.
	Soweit die Ablehnung oder Unterlassung des Verwaltungsakts rechtswidrig und der Kläger dadurch in seinen Rechten verletzt ist, spricht das Gericht die Verpflichtung der Verwaltungsbehörde aus, die beantragte Amtshandlung vorzunehmen, wenn die Sache spruchreif ist.


C. Abhilfebescheid (= VA) und Vorlageschreiben

I. Zwei Tenöre

	Anfechtungswiderspruch
	Verpflichtungswiderspruch

	I. Der Bescheid der ... vom ... (AZ: ...) wird aufgehoben.
	I. Der Bescheid der ... vom ... (AZ: ...) wird aufgehoben.
Herrn / Frau ... wird ... gemäß seinem / ihrem Antrag vom ... erteilt.

	II. Die ... hat die Kosten des Widerspruchsverfahrens zu tragen.

Die Zuziehung eines Bevollmächtigten durch den Widerspruchsführer war notwendig.

	II. Die ... hat die Kosten des Widerspruchsverfahrens zu tragen.

Die Zuziehung eines Bevollmächtigten durch den Widerspruchsführer war notwendig.


	III. Dieser Abhilfebescheid ergeht kostenfrei.
	III. Dieser Abhilfebescheid ergeht kostenfrei.

	
	IV. Herr / Frau ... hat die Kosten des Verfahrens auf Erteilung der ... zu tragen. Für die ... wird eine Gebühr von ... festgesetzt. Die Auslagen betragen ...


II. Kostenlastentscheidung

Art. 80 Abs. 1 Satz 1 BayVwVfG: Ist der Widerspruch erfolgreich, so hat der Rechtsträger, dessen Behörde den angefochtenen Verwaltungsakt erlassen hat, die Kosten des Widerspruchsverfahrens zu tragen; dies gilt auch, wenn der Widerspruch nur deshalb keinen Erfolg hat, weil die Verletzung einer Verfahrens- oder Formvorschrift nach Art. 45 unbeachtlich ist.

III. Verwaltungskostenentscheidung

Art. 9 Abs. 3 Satz 2 BayKG: Unberührt bleibt jedoch die Erhebung der für eine Amtshandlung vorgeschriebenen Kosten, wenn diese auf einen Rechtsbehelf hin vorgenommen wird; dies gilt auch für die Ablehnung eines Antrags.
D. Anhang: Literatur

· Lehmann, Peter: Allgemeines Verwaltungsrecht, München: Bayerische Verwaltungsschule, 2003 (Band 3), S. 117 – 133 (Nr. 12: Das Widerspruchsverfahren)
� 	Z.B. § 72 Abs. 1 AuslG; § 212 a Abs. 1 BauGB; § 35 Satz 1 WPflG.


� 	Z.B. Art. 21 a VwZVG.


� 	Z.B. Art. 15 AGVwGO; Art. 70, 74 Abs. 1 Satz 2, Abs. 6 Satz 3 BayVwVfG.


� 	Z.B. § 126 Abs. 3 Nr. 1 BRRG; § 55 PBefG.


� 	Art. 80 Abs. 3 Satz 2, Abs. 2 Satz 3 BayVwVfG.


� 	Art. 80 Abs. 3 Satz 2, Abs. 2 Satz 3 BayVwVfG.
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